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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Narjes, Dr. Marx, Baron von Wrangei, 
Dr. Warnke, Dr. Birrenbach, Dr. Abeiein, Dr. Wörner, Dr. Todenhöfer, Dr. Wulff, 
Jäger (Wangen), Milz, Dr. Kunz (Weiden) und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU 

betr. Auswirkungen der Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen auf die 

politischen und wirtschaftlichen Interessen der Bundesrepublik Deutschland 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche wesentlichen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet 

— der Außen- und Sicherheitspolitik, 

— der Europapolitik, 

— der Entwicklungspolitik, 

— der Rohstoff-, Energie- und Verkehrspolitik, 

— der wissenschaftlichen und technischen Entwicklung 
werden durch die Neuordnung des Meeresvölkerrechts be- 
rührt (Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen in 
New York 1973, Caracas 1974, Genf 1975)? 

2. Welchen dieser Interessen mißt die Bundesregierung ~ im 
Sinne einer sachlichen Rangfolge - herausragende politi- 
sche Bedeutung bei? 

3. In welchem Maße wird die Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland au^ der Seerechtskonferenz von dem über- 
geordneten Ziel bestimmt, einer wachsenden Reditsun- 
sicherheit auf den Meeren durch den Abschluß von uni- 
versal geltenden Völkerrechtsnormen entgegenzuwirken? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der friedens- 
sichernden Funktion des Völkerrechts, insbesondere der 
Obligatorischen internationalen Streitschlichtung, u. U. auch 
den internationalen Organisationen, ein besonderer Rang 
zukommt? 

4. Auf welche Weise hat die Bundesregierung die Wahrung 
der deutschen und europäischen Interessen in den letzten 
Jahren vorbereitet? 

In welchen politischen Entscheidungsgremien 

— der Bundesrepublik Deutschland, 

— der Europäischen Gemeinschaft 

wurden die politisch relevanten Fragen der Seerechtskon- 
ferenz bisher erörtert? 
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Auf welchen Gebieten ist die Bundesregierung von sich aus 
initiativ geworden? 

5. Welche Einzelstaaten oder Staatengruppen gibt es, deren 
Interessen im Zusammenhang der Seerechtskonferenz mit 
denen der Bundesrepublik Deutschland gleich oder ähnlich 
gelagert sind? 

Worin besteht die entsprechende Identität oder Ähnlichkeit 
der Interessen? 

Sind sie vorrangig außenpolitischer oder wirtschaftlicher 
Natur? 

6. In welchem Rahmen, mit welcher Intensität und mit wel- 
chem Erfolg hat die Bundesregierung bisher mit den vor- 
genannten Einzelstaaten oder Staatengruppen auf der See- 
rechtskonferenz zusammengearbeitet? 

7. Auf welche Weise hat die Bundesrepublik Deutschland dar- 
auf hingewirkt, daß während der beiden bisherigen Kon- 
ferenzabschnitte in New York und Caracas eine hinrei- 
chende Abstimmung innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft (EG) und der Europäischen Politischen Zusammen- 
arbeit (EPZ) erreicht wurde? 

8. Werden sich bestimmte Regelungen, die auf der Seerechts- 
konferenz möglicherweise beschlossen werden, etwa die 
Einführung breiter exklusiver wirtschaftlicher Nutzungs- 
zonen der Küstenstaaten, auf das Verhältnis der Mitglieder 
der Europäischen Gemeinschaft untereinander auswirken? 

Welche konkreten Interessengegensätze oder ungelösten 
Probleme von politischem Gewicht gibt es innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft in bezug auf die Neuordnung 
des Meeresvölkerrechts? 

Auf welche Weise erfolgt die Abstimmunng der Euro- 
päischen Gemeinschaft mit assoziierten Staaten, insbeson- 
dere mit solchen, denen ein späterer Beitritt in Aussicht 
gestellt worden ist (z. B. mit Norwegen wegen des Nord- 
see-Festlandsockels; mit Griechenland und der Türkei we- 
gen der Ägäis)? 

9. Mit welchen konkreten Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung den Vorrang des Zieles der politischen Eini- 
gung Europas innerhalb des knappen Zeitraumes bis zum 
Abschluß der Seerechtskonferenz auch bei der Neuordnung 
des Meeresvölkerrechts zur Geltung zu bringen? " 

10. Auf welchen Gebieten war auf der Seerechtskonferenz bis- 
her eine Parallelität der Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland mit denen der DDR sowie mit denen der 
Sowjetunion und ihrer übrigen Verbündeten festzustellen? 

11. Hat die Seerechtskonferenz in ihren bisherigen Phasen be- 
reits Vorentscheidungen gebracht? 

Wenn ja, welcher Art sind diese Vorentscheidungen? 
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12. Mit welchen abträglichen Auswirkungen der Neuordnung 
des Meeresvölkerechts auf die Freiheiten der Hohen See 
- z. B. Seeverkehr, Fischerei, Forschung - muß gerechnet 
werden? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, solchen Auswir- 
kungen - etwa auf bilateralem und regionalem Wege oder 
durch die verstärkte Einschaltung internationaler Organi- 
sationen - entgegenzuwirken? 

13. Bietet die Seerechtskonferenz die Möglichkeit, auch die 
Entwicklungsländer im Gefolge der von ihnen geforderten 
gerechteren Neuverteilung der Meeresgüter auf ein ver- 
bindliches Meeresvölkerrecht festzulegen? 

14. Welche voraussichtlichen Neuregelungen im Bereich des 
Meeresvölkerrechts sind als Erfüllung von Forderungen 
der Staaten der Dritten Welt einschließlich der Volksrepu- 
blik Chinas zu werten? 

15. Gibt es Staaten außerhalb der Dritten Welt, die von den 
voraussichtlichen Neuregelungen des Meeresvölkerrechts 
im besonderen Maße begünstigt werden? 

16. Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung - allein 
oder in Verbindung mit anderen Industrieländern und 
internationalen Organisationen -, die schwach industriali- 
sierten Küstenländer bei der wissenschaftlichen Forschung 
und technisch-wirtschaftlichen Nutzung ihrer Küstenzonen 
zu fördern? 

17. Inwieweit könnte es im Zuge der Neuregelung der Küsten- 
meer- und Meerengen-Problematik sowie im Gefolge der 
voraussichtlichen Einführung von breiten Wirtschaftszonen 
der Küstenstaaten, zu einer Gefährdung der Bewegungs- 
freiheit der Seestreitkräfte der Bundesrepublik Deutschland 
und ihrer Verbündeten kommen? 

18. Tauchen besondere sicherheitspolitische Probleme hinsicht- 
lich der Nord- und Ostsee auf? 

Wenn ja, welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 

19. Wie glaubt die Bundesregierung der Gefahr der Umwand- 
lung von etwaigen exklusiven wirtschaftlichen Nutzungs- 
zonen der Küstenländer in Küstenmeere unter voller Sou- 
veränität der Küstenstaaten begegnen zu können? 

20. Von welchen politischen und wirtschaftlichen Grundprin- 
zipien läßt sich die Bundesregierung bei den Beratungen 
der Seerechtskonferenz über die Errichtung eines inter- 
nationalen Regimes für den küstenfernen Meeresboden 
leiten? 
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21. In welchem Maße wird in Zukunft für die Rohstoff- und 
Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland sowie 
der Europäischen Gemeinschaft die Versorgung aus Quel- 
len unterhalb der Meeresoberfläche, insbesondere die indu- 
strielle Nutzung des gesamten Meeresbodens, von Bedeu- 
tung sein? 

Welche konkreten mittel- und langfristigen Ziele verfolgt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang, um den 
deutschen und europäischen Interessen gerecht zu werden? 

Welche kurzfristigen und langfristigen statistischen Daten 
stehen in diesem Zusammenhang zur Verfügung? 

Auf welche Weise hat die Bundesregierung diesen Daten 
bei der Geltendmachung der deutschen und europäischen 
Interessen Rechnung getragen? 

22. Welche Auswirkungen hat die voraussichtliche Einführung 
von exklusiven küstenstaatlichen Wirtschaftszonen auf 
unseren Zugang zu den Untersee-Energievorkommen und 
den Fischbeständen 

— im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, 

— in den Wirtschaftszonen anderer Staaten und Regoinen? 

23. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Seerechtskonferenz voraussichtlich eine Regelung des Pro- 
blems der vom Lande ausgehenden Meeresverschmutzung 
beschließen wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung dennoch, Initiativen im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft und bei anderen 
Instanzen gegen diese Hauptquelle der Meeresverschmut- 
zung zu ergreifen? 

24. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung den 
Gefahren einer Einschränkung der Forschungsfreiheit in 
den Küstenzonen begegnen? 

Bonn, den 16. Oktober 1974 


Dr. Mertes (Gerolstein) 
Dr. Narjes 
Dr. Marx 

Baron von Wrangel 
Dr. Warnke 
Dr. Birrenbach 
Dr. Abelein 
Dr. Wörner 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Wulff 
Jäger (Wangen) 

Milz 

Dr. Kunz (Weiden) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Czaja 


Damm 
Dr. Häfele 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Lagershausen 

Lemmrich 

Lenzer 

Dr. Mikat 

Roser 

Dr. Schulze- Vorberg 

Seiters 

Susset 

de Terra 

Frau Tübler 

Dr. Wallmann 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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